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«Was keiner wagt, das sollt ihr
wagen, was keiner sagt, das sagt
heraus, was keiner denkt, das
wagt zu denken, was keiner an-
fängt, das führt aus.»

(Goethe).

Die SVP wagt, den politischen
Weg zu beschreiten, um die
masslose Zuwanderung in den
Griff zu bekommen. Sie sagt,
dass die Zustände im Asylwe-
sen unhaltbar sind, wenn primär
diejenigen auf dem Asylweg

hierherkommen, die den
Schleppern genug Geld zahlen
und die besten Tricks kennen,
und wenn die Schweiz vom in-
ternationalen Gerichtshof noch
gerüffelt wird, wenn sie krimi-
nelle Ausländer wegweisen will. 
Es ist das Recht eines souverä-
nen Nationalstaates zu sagen,
wer zuwandern kann und wer
nicht. Es ist nicht so, dass sich
die Schweiz isoliert, wenn sie
Selbstbestimmung einfordert.
Zum Glück hatten wir uns ent-
schieden, nicht der EU und dem
EWR beizutreten – heute sehen
dies 90% des Schweizervolks
gleich. Die Alternative ist der
 bilaterale Weg, den auch die
Berner SVP nicht abschaffen
will. Wenn einem Vertragspart-
ner aber der Vertrag nicht mehr
passt, so kann man verhandeln.
Ist dies nicht möglich, dann ist
es kein Vertrag – sondern ein
Diktat! 

Die SVP hat erkannt, dass die
Personenfreizügigkeit nicht
mehr tragbar ist. Sie hat die
Masseneinwanderungsinitiative
lanciert und diese wurde ange-
nommen. Das ist zu respektie-
ren und es ist unverständlich,
dass sich der Bundesrat schon
vor den Verhandlungen mit dif-
famierenden Aussagen gegen

Werner Salzmann,
Parteipräsident, Mülchi

die SVP in eine schlechte Ver-
handlungslage bringt. 
Mit dem revidierten Asylgesetz
könnte der Bund die Verfahren
rasch abwickeln und sich dafür
einsetzen, dass die Leute ge-
mäss Schengen-Abkommen in
den Schengenstaat, von dem
sie eingereist sind, zurückge-
schickt werden können. Die
Schweiz will helfen und bedroh-
ten Leuten Schutz bieten. Sie
kann es jedoch nicht zulassen,
dass die Einwanderung be-
grenzt wird, aber gleichzeitig die
Tore für die Umgehung der Be-
grenzung via Asylweg offen blei-
ben. Es ist wichtig, mit der EU
einig zu werden, in der Zuwan-
derungsfrage wie bei Schengen.
Wir sind kein EU-Mitglied, son-
dern Partner auf Augenhöhe! 

Wo bleibt das Bewusstsein des
Bundesrats für das Wohl der
Schweiz? Ich rufe die bürgerli-
chen Kräfte auf, es zusammen
zu wagen und uns zu wehren,
für unseren Kanton und unsere
souveräne Schweiz, für eine hu-
manitäre Schweiz, die denen
hilft, die Hilfe benötigen, und die
den mutigen gerechten und
nicht den einfachen Weg geht.
Ganz im Sinne von Goethe.

Werner Salzmann
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Sagen und wagen, was gesagt
und angepackt werden muss!

Es herbschtelet, es wählelet
Die Jagd auf die Sitze im Bundes-
haus ist eröffnet. Während sich die
einen Parteien noch mit freizügigen
Föteli und anderen Dummheiten
beschäftigen, ist die SVP schon
mitten in den Wahlvorbereitungen.
Vordergründig geht es bei den
Wahlvorbereitungen um Listenfra-
gen. Eigentlich geht es aber um
Wichtigeres: die Werte der SVP
durch den Wahlsieg zu stärken. Vie-
les haben wir schon erreicht. Dank
der SVP ist die Schweiz nicht in der
EU und hat nicht deren Probleme.
Dank der SVP soll über die Perso-
nenfreizügigkeit verhandelt wer-
den. Dank der SVP wird gegen
Asylmissbrauch vorgegangen mit
dem Ziel, den echten Flüchtlingen
zu helfen. 
Die nationalen Themen bewegen
bei den eidgenössischen Wahlen
50% der Stimmberechtigten an die
Urne. Bei den kantonalen Wahlen
gehen nur 30% wählen und die
Köpfe stehen im Vordergrund. Die
SVP hat beides: Ein gutes Pro-
gramm und gute Köpfe. Und mit
dem geschlossenen Einsatz des
SVP-Teams winken vielleicht der
Sieg und damit auch Sitze zum Ver-
teilen.

Aliki Panayides, Geschäftsführerin
und Gemeinderätin
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Gesamterneuerungswahlen – Parteileitung der SVP Kanton Bern
wieder komplett
Gemäss Statuten werden jeweils
nach den Grossratswahlen die
Gesamterneuerungswahlen der
leitenden Gremien der SVP Kan-
ton Bern durchgeführt. Diese
Wahlen fanden an der Delegier-
tenversammlung vom 26. Au-
gust 2014 statt.

der SVP angepasst werden.
Dies führte auch zu einigen Än-
derungen im Parteivorstand. 

Die Parteileitung präsentiert sich
neu wie folgt (Mitglieder der Ge-
schäftsleitung sind gleichzeitig
im Parteivorstand):

Peter wie auch die Mitglieder
von Geschäftsleitung und Par-
teivorstand wurden mit grossem
Applaus und ohne Gegenstim-
men gewählt.
Aufgrund der Neuorganisation
des Grossen Rates mussten
auch die Fachkommissionen

In der Geschäftsleitung gab es
eine gewichtige Änderung: Auf-
grund des Rücktritts von Gross-
rat Fritz Reber als Vizepräsident
war ein neuer 3. Vizepräsident
zu wählen. Der Wahlkreis Em-
mental schlug Christoph Peter,
Bärau, vor. Sowohl Christoph

Werner Salzmann 
Parteipräsident (bisher)
Mülchi

Käthi Wälchli
Vizepräsidentin (bisher)
Grossrätin, Präs. Fachk. BiK 
Obersteckholz

Manfred Bühler
Vizepräsident (bisher) 
Grossrat 
Cortébert

Christoph Peter
Vizepräsident (neu)
Bärau

Gerhard Fischer
weiteres Mitglied (bisher)
Grossrat 
Meiringen

Rudolf Friedli 
weiteres Mitglied (bisher)
Stadtrat, Präs. WK Bern Stadt
Bern

Dr. Raphael Lanz 
weiteres Mitglied (bisher)
Grossrat, Stadtpräsident
Thun

Lukas Lanzrein
weiteres Mitglied (bisher)
Stadtrat, Thun

Geschäftsleitung

Moritz Müller
weiteres Mitglied (bisher)
Grossrat 
Bowil

Dr. Albert Rösti
weiteres Mitglied (bisher)
Nationalrat
Uetendorf

Béatrice Struchen
weiteres Mitglied (bisher)
Grossratspräsidentin
Epsach

Jean-Michel With
Finanzverantwortlicher (bisher)
Belp

Dr. Aliki Panayides 
Geschäftsführerin (ex officio)
Vizegemeindepräsidentin
Ostermundigen

Peter Brand
Präsident Grossratsfraktion 
(ex officio)
Grossrat, Münchenbuchsee

Jolanda Brunner
Präsidentin SVP Frauen 
(ex officio)
Vizegemeindepräsidentin
Spiez

Thomas Fuchs
weiteres Mitglied (bisher)
Grossrat 
Bern

Lars Guggisberg
weiteres Mitglied (neu)
Grossrat
Kirchlindach

Donat Schneider
weiteres Mitglied (neu)
Grossrat 
Diessbach b. Büren

Christoph Neuhaus 
Regierungsrat (ex officio)
Belp

Andreas Aebi 
Nationalrat, Präs. WK Emmental
 (ex officio)
Alchenstorf

Adrian Amstutz 
Nationalrat (ex officio)
Sigriswil

Andrea Geissbühler 
Nationalrätin (ex officio)
Bäriswil

Rudolf Joder 
Nationalrat (ex officio)
Belp

Nadja Pieren
Nationalrätin (ex officio)
Burgdorf

Erich von Siebenthal 
Nationalrat (ex officio)
Gstaad

Hansruedi Wandfluh
Nationalrat (ex officio)
Frutigen

Andreas Blank
Präs. Fachkommission FiKo 
(ex officio)
Grossrat
Aarberg

Anne-Caroline Graber
Präs. Fachkommission SAK 
(ex officio)
Grossrätin
La Neuveville

Martin Schlup,
Präs. Fachkommission GSoK /
Präs. WK Biel-Seeland 
(ex officio)
Grossrat, Schüpfen

Hans Jörg Rüegsegger
Präs. Fachkommission BaK /
Präs. LOBAG (ex officio)
Grossrat
Riggisberg

Thomas Knutti
Präs. Fachkommission SiK / Präs.
WK Oberland (ex officio)
Grossrat 
Weissenburg

Rudolf Graf
Präs. SVP Senioren (ex officio)
Aarwangen

Erich Hess
Präs. JSVP BE (ex officio)
Grossrat 
Bern

Ueli Augstburger
Präs. WK Mittelland Süd 
(ex officio)
Grossrat
Gerzensee

Beatrice Frey
Präs. WK Thun (ex officio)
Oberhofen

Christian Hadorn
Präs. WK Oberaargau (ex officio)
Grossrat
Ochlenberg

Hans Rudolf Schweizer
Präs. WK Mittelland Nord 
(ex officio)
Grossrat 
Utzigen

Patrick Tobler
Präs. WK Jura bernois (ex officio)
Montagne de Moutier

Martin Baltisser
weiteres Mitglied (bisher)
Bremgarten

Parteivorstand
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Ende September stimmen
wir über die Einführung einer
einheitlichen Krankenkasse
für das ganze Land ab. Damit
wird der Wettbewerb ausge-
schaltet. Anreize, sich um
einen guten Service zu be-
mühen, fallen dahin. Die SVP
lehnt die Volksinitiative «für
eine öffentliche Kranken-
kasse» daher entschieden
ab.

Gesundheit ist ein hohes Gut.
Deshalb legen wir alle grossen
Wert auf eine gute medizini-

Albert Rösti, Nationalrat, 
Uetendorf

sche Behandlung. Dazu ge-
hört, dass wir zum Arzt unse-
res Vertrauens gehen können.
Neben der freien Arztwahl ist
auch die freie Wahl der Kran-
kenkasse wichtig. Wer schon
einmal schlechte Erfahrungen
mit seiner Krankenkasse ma-
chen musste und um einen
Wechsel froh war, schätzt die-
se Freiheit umso mehr.

Doch die freie Wahl der Kran-
kenkasse ist in Gefahr. Die eid-
genössische Volksinitiative
«für eine öffentliche Kranken-
kasse» verlangt, dass in Zu-
kunft in der ganzen Schweiz
nur noch eine einzige, einheit-
liche Krankenkasse besteht.
Wo die Versicherten keine
Möglichkeit mehr zum Kas-
senwechsel haben, fällt der
Anreiz weg, mit einem guten
Service die Kunden zufrieden
zu stellen. Als einzelne Patien-
ten wären wir der Einheitskas-
se wahllos ausgeliefert. Heute
sind wir Kunden, neu wären
wir Bittsteller.

Die Initiative beinhaltet weiter
eine «einheitliche Prämie» für
jeden Kanton. Die bisherige
Abstufung nach Prämienre-

gionen soll wegfallen. Heute
profitiert insbesondere die
Landbevölkerung von tieferen
Prämien, weil auf dem Land
weniger medizinische Leistun-
gen in Anspruch genommen
werden als in den Städten. 

Umstritten ist, ob infolge der
Festlegung von einheitlichen
Prämien die heutigen Rabatte
wie zum Beispiel für Hausarzt-
modelle oder eine höhere
Franchise gestrichen würden.
Für Familien hochproblema-
tisch wäre das mögliche Weg-
fallen der tieferen Prämien für
Kinder und Jugendliche.

Das Krankenkassenwesen hat
sich in seinen Grundsätzen be-
währt. Die Verwaltungskosten
betragen nur gerade 5% der
Gesamtausgaben und sind
damit bescheiden. Das Spar-
potenzial ist gering. Bundesrat
und Parlament lehnen die Ini-
tiative deshalb ab. Wer das Ri-
siko vermeiden will, dass ein
gut funktionierendes Versiche-
rungssystem in seinen Grund-
festen erschüttert wird, muss
die Initiative am 28. Septem-
ber ablehnen.

Albert Rösti

Nein zur Einheitskasse

Fin septembre, nous voterons
sur l’introduction d’une cais-
se-maladie unique pour tout
le pays. Son adoption mar-
querait la fin de la compétiti-
vité. Les incitations qui visent
à offrir un service de qualité
disparaîtraient. L’UDC rejette
l’initiative populaire «Pour
une caisse publique d’assu-
rance-maladie».

La santé est un bien précieux.
C’est pourquoi nous attachons
grande importance à des trai-
tements médicaux de qualité.
Un des critères pour cela est la
confiance que nous accordons
à notre médecin. La liberté de
choisir sa caisse-maladie est

Non à la caisse unique
tout aussi importante que le
choix de son médecin. Celui
qui fait de mauvaises expéri-
ences avec sa caisse-maladie
peut en changer aujourd’hui et
il apprécie cette liberté de dé-
cision.

Mais la possibilité de choisir sa
caisse-maladie est menacée.
L’initiative populaire fédérale
«Pour une caisse publique
d’assurance-maladie» deman-
de qu’à l’avenir il n’y ait plus en
Suisse qu’une seule et unique
caisse-maladie. Si les assurés
ne peuvent plus changer libre-
ment de caisse-maladie, toute
motivation à fournir un service
de qualité tombe. Le patient est

livré poings et pieds liés au bon
vouloir de la caisse unique : au-
jourd’hui client, demain qué-
mandeur.

A ceci s’ajoute que l’initiative
inclut une « prime unique » pour
chaque canton. Le barème des
régions de primes est suppri-
mé. Actuellement les régions
rurales profitent de primes plus
basses parce qu’à la campa-
gne, on a moins souvent re-
cours aux prestations médica-
les qu’en ville.

Non fixée pour l’heure est la
suppression ou non des rabais
actuels comme le modèle Mé-
decin de famille ou une fran-

chise plus élevée. Pour les fa-
milles, la suppression éventu-
elle de primes plus basses pour
les enfants et les adolescents
s’avérerait problématique.

Notre système de caisses-ma-
ladie fonctionne bien. Les
coûts administratifs s’élèvent à
5 % des dépenses globales et
sont donc modérés. Le poten-
tiel d’économie est minime. Le
Conseil fédéral et le parlement
rejettent cette initiative. Pour
éviter de courir le risque qu’un
système d’assurance qui
fonctionne bien ne soit ébranlé
dans ses fondements, il faut re-
jeter cette initiative le 28 sep-
tembre.

Abstimmung vom 
28. September 2014
Parole der SVP Kanton
Bern
Volksinitiative «Für eine
 öffentliche Krankenkasse»:
NEIN (4 Ja, 275 Nein, 8 Ent-
haltungen)
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Seit Einführung der Mehrwert-
steuer im Jahr 1995 werden
die Kunden von Restaurants
gegenüber denjenigen von
Kiosken, Imbissständen und
anderen Take-Away-Betrie-
ben mit einer mehr als dreifach
höheren Mehrwertsteuer dis-
kriminiert. Warum? Weil die
Leistungen in Gaststätten mit
8% Mehrwertsteuer belastet
werden, diejenigen von Take-
Away-Betrieben hingegen nur
mit 2,5%. Die Initiative ver-
langt nichts anderes, als dass
Gleiches gleich besteuert
wird. 

te, die auf gesundes Essen an
der Wärme und im Trockenen
angewiesen sind, nicht mehr
zu bestrafen.

Gleich lange Spiesse für alle
Anbieter
Am 28. September können Sie
mit einem JA einen wesentli-
chen Beitrag zur Aufhebung
dieser unfairen und ungerech-
ten Besteuerung im Gastge-
werbe leisten. Wie die neue
Besteuerung dann konkret
aussieht, ist Sache des Ge-
setzgebers und wird somit Ge-
genstand der Verhandlungen
in den eidgenössischen Räten
sein. Die Initiative verlangt wie
eingangs erwähnt eine Gleich-
stellung des Steuersatzes in

den Gaststätten mit dem Steu-
ersatz der Take-Away-Betrie-
be und sie will ausdrücklich
keine Verteuerung der Lebens-
mittel. Brot und Butter werden
also nicht teurer, aber die
Mehrwertsteuer-Diskriminie-
rung der täglich 2,5 Mio. Gäste
in den Gaststätten wird besei-
tigt.

Sagen Sie deshalb JA zur Ini-
tiative «Schluss mit der MwSt-
Diskriminierung des Gastge-
werbes!» und nutzen Sie die
einmalige Chance, die heutige
Ungerechtigkeit zu beseitigen.

Adrian Amstutz

Schluss mit der MwSt-Diskriminierung im

Adrian Amstutz, Nationalrat,
Sigriswil

Depuis 1995, date de l’intro-
duction de la taxe à la valeur
ajoutée, la clientèle des restau-
rants est discriminée par rap-
port à celle des kiosques, de la
restauration rapide et autres ta-
ke-aways puisqu’elle paie le tri-
ple en TVA. Pourquoi ? Parce
que les prestations de la re-
stauration sont taxées avec
une TVA de 8 % et celles de la
vente à emporter avec 2,5 %
seulement. Cette initiative ne
revendique rien d’autre qu’une
égalité de traitement.

La restauration dans les take-
aways comme elle est avanta-
gée aujourd’hui sur le plan TVA

En finir avec la TVA discriminatoire dans la restauration !

Für Kunden nicht nachvoll-
ziehbar
Die steuerliche Bevorzugung
der Verpflegung in Take-
Aways ist aus Kundensicht in
keiner Weise nachvollziehbar.
Das Essen an einem Take-
Away ist etwas ganz anderes
als das Essen in einem Res-
taurant. Dies gilt für jeden, vom
Patron bis zum Bauarbeiter,
der nicht nur etwas zu Essen,
sondern auch einen Platz im
Warmen und Trockenen sucht.
Und ganz besonders für jene,
die es schätzen, wenn sie auch
noch eine saubere Toilette vor-
finden und der Abfall ord-
nungsgemäss entsorgt wird.

Gaststätten als Stütze der
Wirtschaft und der Landre-
gionen
Das Gastgewerbe ist einer der
grössten Arbeitgeber des Lan-
des. Unsere Gaststätten sind
eine Stütze der Wirtschaft, ins-
besondere in den Land- und
Bergregionen, und sie erfüllen
auch vielfältige gesellschaftli-
che Aufgaben. Dass der Staat
diese Leistungen mit einem
erhöhten MwSt-Satz bestraft,
ist nicht akzeptabel. Es ist Zeit,
endlich steuerliche Gerechtig-
keit herzustellen und die Gäs-

n’est pas une alternative effec-
tive à la restauration dans un re-
staurant. Ceci touche tout le
monde, de l’entrepreneur à
l’ouvrier qui travaille sur le
chantier et qui ne veut pas seu-
lement casser la croûte, mais
manger aussi au chaud et au
sec, dans un endroit où les WC
sont propres et les déchets éli-
minés correctement. 

La restauration est l’un des plus
grands employeurs du pays, un
pilier de l’économie dans les
régions rurales et de montagne
et elle remplit de nombreuses
tâches sociales. Il est inadmis-
sible que l’État pénalise ces

prestations par une TVA plus
élevée. Il est temps que justice
soit rendue et que les hôtes qui
veulent manger correctement
qui plus est au chaud et au sec
ne soient pas pénalisés.

Le 28 septembre, vous pourrez
en mettant un Oui dans les ur-
nes aider à la suppression de
cette fiscalité injuste et incor-
recte. L’initiative demande
comme je l’ai mentionné pré-
cédemment la mise à niveau
avec le même taux d’impositi-
on que pour la vente à l’empor-
ter ; elle demande aussi claire-
ment qu’il n’y ait aucune aug-
mentation sur les produits ali-

mentaires. Le pain et le beurre
ne seront pas plus chers, mais
2.5 millions d’hôtes dans les re-
staurants ne seront plus discri-
minés au quotidien.

Dites Oui à l’initiative « Stop à
la TVA discriminatoire pour la
restauration ! » et saisissez cet-
te chance d’éliminer une inju-
stice flagrante.

Abstimmung vom 
28. September 2014
Parole der SVP Kanton
Bern
Volksinitiative «Schluss mit
der MWSt-Diskriminierung
des Gastgewerbes!»: JA
(256 Ja, 24 Nein, 7 Enthal-
tungen)
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    Gastgewerbe!
Nichts anderes als Gerechtigkeit

Was will das Gastgewerbe mit
seiner Initiative? Nichts an-
ders als Gerechtigkeit, denn
ein Kaffee ist ein Kaffee, eine
Bratwurst ist eine Bratwurst,
egal ob das über die Strasse
zum gerade essen verkauft
oder aber in einem Restaurant
serviert wird.
In keiner andern Branche gilt
für das gleiche Produkt ein
unterschiedlicher MwSt Satz!

Was würden wohl die Kleiderläden sagen, wenn bei ei-
nem Verkauf eines Kleides via Versand Zalando nur
2.5% MwSt bezahlt werden müsste, während der La-
den in der Stadt beim Verkauf des gleichen Kleides
nebst der guten Beratung und der Kabine mit tollen
Spiegeln ganze 8% MwSt abliefern müsste! 
Die Take aways unterstehen dem Gastgewerbegesetz
und dem Landesgesamtarbeitsvertrag. Warum also
bei der MwSt einen Unterschied machen? Kein Wunder,
schiessen die Stände wie Pilze aus dem Boden, wäh-
rend Restaurants schliessen.
Mit Annahme der Initiative werden die Voraussetzungen
geschaffen, dass sich der Gesetzgeber mit dieser Un-
gerechtigkeit  befassen muss und das Gastgewerbe
bezüglich MwSt zu gleichen Wettbewerbs-Bestim-
mungen kommt.

Eveline Neeracher, Präsidentin Gastrobern und 
Inhaberin Restaurant Weissenbühl

Steuersatz 2,5% muss das Ziel sein
Gemäss Gegner der Initiative kann die Initiative nicht
umgesetzt werden, da es zu Steuerausfällen von 750
Millionen Franken kommen würde. Sie verlangen daher
im Gegenzug eine Verteuerung der Lebensmittel durch
die Anhebung des unteren Mehrwertsteuersatzes. Eine
solche Anhebung ist aber gar nicht nötig. Vielmehr
wäre es Zeit, den Aufwärtstrend der Steuereinnahmen
des Bundes endlich zu bremsen:

Hier könnte Ihr Inserat stehen!
Mit dem «Berner Journal» erreichen Sie weit über 

15’000 Leserinnen und Leser – und das bereits ab sFr. 120.– !
Interessiert?

Melden Sie sich bei
SVP Kanton Bern, Optingenstrasse 1, Postfach 448

3000 Bern 25, 031 336 16 26, sekretariat@svp-bern.ch

National- und Ständeratswahlen
Thema der Delegiertenversammlung im Oktober
Die Vorbereitungen zu den
National- und Ständerats-
wahlen 2015 sind bereits in
Gang. Die SVP Kanton Bern
ist in der glücklichen Situati-
on, über eine Reihe von hoch
qualifizierten Kandidaturen
zu verfügen. Die Geschäfts-
leitung, eine Strategiegruppe
sowie der Parteivorstand be-
fassen sich mit allen Varian-
ten und haben dazu auch die
Meinungen der Wahlkreis-
präsidenten im Rahmen ei-
ner Sitzung eingeholt. 

Der Parteivorstand wird auf
Grund dieser breiten Ausle-
geordnung die Beschlüsse
bezüglich Fristen, Listenan-
zahl und Listengestaltung
sowie Kandidierendenprofil
zu  Handen der Delegierten-
versammlung im Oktober fäl-
len. 

Das Meldeverfahren für Kan-
didierende für die nationalen
Wahlen richtet sich wie im-
mer grundsätzlich nach den
Statuten der Sektionen,

Wahlkreise und des Kantons.
Das heisst, Sektionen mel-
den auf Grund der Angaben
der Kantonalpartei die Kan-
didierenden an den Wahl-
kreis. Der Wahlkreis meldet
Kandidaturen zu Hd. der
 kantonalen Delegiertenver-
sammlung an das Sekretari-
at.

Der Zeitplan präsentiert
sich wie folgt:

22. Oktober 2014
DV Unterlangenegg
Nomination Ständeratskan-
didatur
Beschluss über die Listen-
modalitäten

19. Januar 2015
Nomination Nationalratskan-
didierende

18. Oktober 2015
Eidgenössische Wahlen
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«Ohne diese Frauen läuft gar nichts»
Es gibt sich noch, die Idealis-
tinnen, die sich mit viel Herz-
blut und ohne Hintergedanken
auf eine eigene Polit-Karriere
für unsere Partei einsetzen.
Überwiegend sind es Frauen,
die durch ihren selbstlosen
Einsatz das Funktionieren
 einer Sektion überhaupt er-
möglichen: Sie schenken an
Parteianlässen stundenlang
Getränke aus, sie sorgen im
Büro dafür, dass die Ortspartei
nicht im Chaos versinkt, sie
verteilen Wahlflyer für ihre am-
bitionierten Kolleginnen und
Kollegen… diese Liste könnte
hier endlos weitergeführt
 werden. Wir, die SVP Frauen
des Kantons Bern, möchten
diesen Frauen für einmal eine
Plattform bieten und stellen
hier stellvertretend für all die-
se unentbehrlichen Helferin-
nen im Hintergrund einige
Frauen vor.

Petra Wyss, Vize-Präsidentin
SVP Frauen Kanton Bern

Nadja Zbinden

Steckbrief
Name: Nadja Zbinden
Wohnort: Vinelz
Geburtsdatum: 23.3.1970
Zivilstand/Familie: verheiratet,
2 Buben 13 und 10 Jahre
Beruf: Kaufmännische Ange-
stellte, jetzt Inhaberin eines Stu-
dios für Wellness/Gesundheit
Hobbys: Im Moment habe ich
nicht viel Zeit für meine Hobbys,
aber mein Geschäft und die vie-
len spannenden Gespräche mit
meinen Kunden geben mir sehr
viel. Ansonsten: Freundschaften
pflegen, Tiere, Garten und lesen.
Weshalb engagierst du dich
für die SVP?
Weil ich hier in der Schweiz
glücklich bin und das Gefühl ha-
be, man solle Sorge zu unserem

Christine 
Obi-Sollberger

Steckbrief
Name: Christine Obi-
Sollberger
Wohnort: Oberbipp
Geburtsdatum: 19.1.1954
Zivilstand/Familie: verheiratet,
3 erwachsene Kinder, 3 Gross-
kinder
Beruf: Coiffeuse selbständig
Hobbys: Lesen, Familie, Wan-
dern, Garten
Weshalb engagierst du dich
für die SVP?
Ich engagiere mich für die SVP,
weil ich mir für unsere Nachkom-
men weiterhin eine in allen Be-
langen lebenswerte Schweiz
wünsche.

Trudi Mösching

Steckbrief
Name: Trudi Mösching
Wohnort: Uetendorf
Geburtsdatum: 08.9.1963
Zivilstand/Familie: verheiratet,
3 erwachsene Kinder
Beruf: Aussenhandelsfachfrau
FA
Hobbys: Skifahren, Biken, Jog-
gen, Wandern, Motorrad auf
dem Sozius, Jassen, gemütliche
Stunden mit Familie und lieben
Freunden, mein Hund Chili

Land tragen. Ich bin ein sozialer
Mensch und setze mich auch für
die Umwelt ein. Der Staat ist
nicht dafür da, um ausgenutzt zu
werden, zudem ist es wichtig,
dass die Eigenverantwortung
nicht verloren geht. Das www
Prinzip von Bundesrat Ueli Mau-
rer gefällt mir sehr; Wurzeln,
Werte und Weitsicht.

Maja Wüthrich-Fink

Steckbrief
Name: Maja Wüthrich-Fink
Wohnort: Heimberg
Geburtsdatum: 26.8.1963
Zivilstand/Familie: geschie-
den
Beruf: Hauspflegerin/Heimleite-
rin
Hobbys: Kinder, Familie, Natur,
Lesen
Weshalb engagierst du dich
für die SVP?
Die SVP setzt sich für die Anlie-
gen der schwächeren Mitglieder
der Bevölkerung ein. Die Land-
wirtschaft, das Gewerbe, The-
men bezüglich der Landregio-
nen und die Bildung sowie das
Sozialwesen sind wichtige Be-
standteile der politischen Arbeit.
Die SVP besitzt Mut und Stärke,
auch zu heiklen Themen Stel-
lung zu beziehen, und zieht die-
se konsequent durch; z.B. Si-
cherheit der Schweiz,… Durch
die aktive Mitarbeit in der Partei
kann ich meine Anliegen, welche
ich in politischer Hinsicht habe,
direkt anbringen.

Weshalb engagierst du dich
für die SVP?
1. Weil mich Politik interessiert

und die SVP mir am nächsten
steht. Sie nennt die «Dinge»
beim Namen, vertritt klare
Positionen und ist vor allem
keine «Wischi-Waschi»-Par-
tei.

2. Weil es Spass macht, mit en-
gagierten Leuten zusammen-
zuarbeiten.

3. Weil in der SVP Freundschaft
und Geselligkeit einfach im-
mer dazu gehören.

Yvonne 
Oppliger-Baumer

Steckbrief
Name: Yvonne Oppliger-
Baumer
Wohnort: Spiez
Geburtsdatum: 06.5.1960
Zivilstand/Familie: verheiratet,
1 Sohn
Beruf: Familienfrau
Hobbys: Politik, Lesen, Familie
Weshalb engagierst du dich
für die SVP?
Ich bin in einer KMU-Familie zu-
hause und daher liegen mir diese
Unternehmen sehr am Herzen.
Die SVP vertritt, in meinen Au-
gen, diese Firmen am besten. In
dieser Partei werden die KMU’s
am meisten gestärkt. Ich setze
mich dafür ein, dass man fürei-
nander und miteinander an einer
Lösung sucht, um die Probleme
der Einzelnen möglichst effizient
lösen zu können.
Ich fühle mich in der SVP sehr
wohl und ich werde mich auch in
Zukunft mit voller Kraft für unse-
re tolle Partei einsetzen!



7 Pfarrstellen-Besoldung

Bankrotter Kanton Bern – die
Kirche hilft aus der Patsche: Das
war 1798 der Fall. Weil Napoleon
bei seinem Raubzug die Staats-
kasse plünderte, musste sich
die Obrigkeit – die noch 1750
30% der Ausga  ben aus Vermö-
genszinsen bestritt – nach neu-
en Finanzmitteln umsehen. Der
Staat übernahm flugs das Kir-
chengut und brauchte es unter
anderem für Lehrerbesoldun-
gen. Er verpflichtete sich aber
im Gegenzug dafür, die Pfarr-
löhne zu zahlen. Das ist grob
vereinfacht der historische
Grund, weshalb bei uns – als ak-
tuell noch einzigem reformierten
Kanton der Schweiz – die Tren-
nung von Kirche und Staat nicht
in letzter Konsequenz  erfolgte.
Bis zum heutigen Tag sind Pfar-
rerinnen, Pfarrer und Priester
Staatsangestellte. Ein weiteres
Mal leistet die Kirche nun auch

Christoph Neuhaus, 
Regierungsrat, Belp

ihren Teil an die Sparanstren-
gungen und muss Personal ab-
bauen. Andernorts wird dage-
gen munter Geld ausgegeben.
Doch sämtliche Sparmassnah-
men, die der Kanton Bern den
Kirchgemeinden abverlangt hat,
wurden von diesen solidarisch
und ohne einen einzigen
Rechtsstreit mitgetragen. Allei-
ne seit 2000 wurden 34,6 Pfarr-
stellen abgebaut. Nun müssen
nochmals 5 Millionen an Pfarr-
besoldungen eingespart und
damit weitere 27,5 Stellen ab-
gebaut werden. Im Einverneh-
men mit den Landeskirchen wird
der Abbau wie folgt vorgenom-
men: 24.9 evangelisch-refor-
miert, 2.5 römisch-katholisch,
0.1 christ-katholisch. Da die re-
formierte Kirche ein besseres
Betreuungsverhältnis pro Pfarr-
person aufweist und mehr Klein-
gemeinden als die andern
 beiden hat, wird bei ihr leicht
überproportional gespart. Das
zu den Fakten. Nun aber zum
Politischen: Damit geht es in der
einen oder anderen Kirchge-
meinde jetzt aber ans «Läbige».
Weil die Pfarrperson oftmals den
letzten Service Public in Land-
gemeinden garantiert, weil sie
quasi Leuchttürme der Freiwil-
ligenarbeit und für den Zusam-
menhalt in einer sich stark wan-
delnden Gesellschaft sind, weh-
re ich mich dagegen, dass man
die Berner Landeskirchen mit
ihren knapp 750’000 Mitgliedern
weiter demontieren und demo-
lieren will. Aus Überzeugung,
nicht weil ich Kirchendirektor
bin. Unsere ganze Gesellschaft,

vom Sozialsystem über die Jus-
tiz bis hin zu den Steuern, ba-
siert auf einem christlichen Fun-
dament. Eine Grundlage, die in
Zukunft noch an Wert gewinnen
wird. Unser unvergessener Bun-
desrat Ruedi Minger sagte dazu
ja: «Zukunft braucht Herkunft!»
Auf Ende Jahr wird meine Direk-
tion dem Regierungsrat einen
Bericht zum Verhältnis «Kirche-
Staat» vorlegen. 2015 wird sich
dann der Grosse Rat mit diesem
Bericht befassen und das künf-
tige Verhältnis diskutieren. Zur-
zeit werden die verschiedensten
Themen wie Abgabe des Kir-
chenguts gegen die Verpflich-
tung, Pfarrlöhne zu bezahlen
oder was leisten die Kirchen im
Kanton Bern, umfassend aus-
gelotet. Ich hoffe, dass man
dann diesem Umstand und der
wertvollen Arbeit der Kirche –
die leider oftmals im Versteckten
geleistet wird – Rechnung trägt.
Und nicht, dass man weiter den-

jenigen nachrennt, die den
neusten Volkssport pflegen:
Lerne zu klagen, ohne zu leiden!
Währenddem die eine oder an-
dere Lobby sich im vergangenen
Jahr lautstark zu Wort meldete,
teils auf die Tränendrüse drückte
und deshalb nicht einmal das
Ausgabenwachstum gebremst
bekam, trägt die Kirche auch
diese Sparrunde klaglos und so-
lidarisch mit. Und ich gebe hier
auch unverhohlen zu, dass ich
einer kompletten Trennung von
Kirche und Staat beziehungs-
weise dem Abschluss von Leis-
tungsverträgen kritisch gegen-
über stehe. Die Kirche wird
 dadurch noch extremer zum
Spielball der Politik und meine
Erfahrung aus verschiedenen
Reformprojekten der vergange-
nen Jahre zeigt: Es wendet sich
nicht immer alles zum Besse-
ren…

Christoph Neuhaus

Berner Kirchen helfen konsequent beim
Sparen
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SVP-Mitglied fördert den 
Safrananbau in der Schweiz

Shahverdi Ahadov, langjähriges SVP-Mitglied, hat
2011 ein Projekt lanciert: die «Förderung des

 Safrananbaus in der Schweiz». Ziel des Projektes ist
es, neue Safrananbauorte zu finden und Landwirte

und Gartenfreunde dafür zu gewinnen. 

Seit 2011 haben sich 250 Personen gemeldet, es
wurden 7000 Safranknollen gepflanzt. Ahadov hat
die Knollen mit der Unterstützung der spanischen
Botschaft und Handelskammer in der Schweiz von
Spanien importiert. Safran lässt sich im Garten und

auch auf dem Balkon anpflanzen. 

Interessiert? 
Kontaktieren Sie Shahverdi Ahadov über 

079 859 34 59 oder sh.ahadov@yahoo.com. 

So aktiv ist die neue SVP-Grossratsfraktion
Die SVP-Grossratsfraktion
hat sich konstituiert und
passte ihre Strukturen dem
neuen Parlamentsrecht an.

Der Start ist geglückt: Kaum
gewählt und vereidigt, zei-
gen die Mitglieder nicht nur
bei den Debatten im Rats-

saal, sondern auch beim
Verfassen von Vorstössen
volles Engagement: Folgen-
de 14 Vorstösse wurden

durch SVP-Grossrätinnen
und -Grossräte in der ersten
Session der neuen Legisla-
tur eingereicht: 

Vorstoss Geschäftstyp Titel Urheberin/Urheber
099-2014 Motion Unterstützung der Skiweltcuprennen Adelboden

und Wengen
Thomas Knutti, Gerhard Fischer

104-2014 Motion Marschhalt bei der neuen LANAT-Strategie Werner Moser, Hans Rösti et al.
107-2014 Motion Vorwärts mit der Vorsorgeplanung 2015-2019 Peter Brand et al.
108-2014 Interpellation Cloud-Strategie für Informatik in der Kantons -

verwaltung
Samuel Krähenbühl

111-2014 Postulat Partnerschaft zwischen dem Kanton Bern und der
ETHL

Anne-Caroline Graber 

114-2014 Motion SKOS-Mitgliederbeitrag soll künftig nicht mehr
durch den Kanton, sondern durch die Gemeinden
bezahlt werden

Mathias Müller, Fritz Ruchti

115-2014 Motion Verstärkung der Sanktionsmöglichkeiten bei nicht
kooperativen Sozialhilfebezügern

Mathias Müller, Sabina Geissbühler

119-2014 Interpellation Werden Polizisten nach Blaulichteinsätzen wegen
Raserei verurteilt?

Anne-Caroline Graber 

120-2014 Interpellation Cupfinal und Konkordat über Massnahmen gegen
Gewalt anlässlich von Sportveranstaltungen

Anne-Caroline Graber

122-2014 Interpellation Zukunft für das Schweizerische Freilichtmuseum
Ballenberg

Gerhard Fischer et al.

133-2014 Motion Hochwasser- und Renaturierungsprojekt «Aare -
wasser» – Verlorengehende Fruchtfolgeflächen
müssen kompensiert werden

Samuel Krähenbühl, Ueli Augstburger,
Christoph Berger

137-2014 Motion Standesinitiative: Schiessplatzsanierungen und 
-neuinstandstellungen

Christian Hadorn et al.

139-2014 Motion Mundart im Kindergarten! Erich Hess
143-2014 Motion Stopp dem Angebotsabbau in den öffentlichen

Spitälern
Thomas Knutti, Christian von Känel,
Anne Speiser-Niess et al.

Herzlichen Dank, Fritz Reber!
Fritz Reber hat per Ende August 2014
seine Demission als Vizepräsident ein-
gereicht. Er gehörte dem Parteivorstand
seit August 2006 an und war seit seiner
Wahl zum Vizepräsidenten am 13. Sep-
tember 2007 auch in der Geschäftslei-
tung. Die SVP Kanton Bern dankt Fritz
Reber herzlich für sein grosses Enga-
gement in dieser Zeit und wünscht ihm
weiterhin viel Erfolg und Freude im Gros-
sen Rat.


